Zwischen 

     
- nachfolgend Arbeitgeber -

Und Frau/Herrn
     
- nachfolgend Arbeitnehmer -

wird folgender 

Befristeter Aushilfsarbeitsvertrag
geschlossen.

§ 1 Tätigkeit/ Arbeitsort
(1) Der Arbeitnehmer wird als       im Rahmen einer kurzfristigen Beschäftigung eingestellt.
Ggf. ergänzend 

Zum Aufgabenbereich des Arbeitnehmers gehören insbesondere folgende Tätigkeiten:     ,

     .

(2) Arbeitsort ist      . Der Arbeitgeber behält sich vor, den Arbeitnehmer auch an einem anderen Ort einzusetzen.

(3) Der Arbeitgeber behält sich vor, dem Arbeitnehmer andere seiner Qualifikation entsprechende gleichwertige Tätigkeiten bei Beibehaltung der vertragsgemäßen Vergütung zuzuweisen.
§ 2 Laufzeit und Beendigung
(1) Das Arbeitsverhältnis wird für die Zeit vom 
oder

(1) Der Arbeitnehmer wird vom Arbeitgeber für die Dauer       [Bezeichnung des Zwecks] eingestellt. Das Arbeitsverhältnis endet mit Erreichen des Zwecks, ohne dass es einer Kündigung bedarf, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen Unterrichtung des Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber über den Zeitpunkt der Zweckerreichung. Das Arbeitsverhältnis endet jedoch spätestens am      . 

(2) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zu dem in Abs. 1 genannten Beendigungszeitpunkt.

(3) Das Arbeitsverhältnis kann auch vor Ablauf der Befristung ordentlich von beiden Parteien zum Ablauf des Tages, an dem die Kündigung zugeht, beendet werden.

oder

(3) Das Arbeitsverhältnis kann auch vor Ablauf der Befristung ordentlich von beiden Parteien unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 
§ 3 Arbeitszeit

(1) Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt       Stunden ohne Ruhepausen. Die Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Werktage richtet sich nach den Vorgaben des Arbeitgebers. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit werden vom Arbeitgeber nach den betrieblichen Erfordernissen festgelegt.

(2) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen auf Verlangen des Arbeitgebers zumutbare Überstunden zu leisten.
(3) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, Arbeitszeitnachweise zu führen. Die Arbeitszeitnachweise sind täglich zu führen und dem Arbeitgeber jeweils wöchentlich vorzulegen.
§ 4 Vergütung

(1) Der Arbeitnehmer erhält eine monatliche Bruttovergütung von       EUR.

oder

(1) Der Arbeitnehmer erhält einen Stundenlohn von       EUR brutto. 

(2) Die Zahlung der Vergütung erfolgt bargeldlos spätestens am letzten Bankarbeitstag (Frankfurt am Main) des Monats, der auf den Monat folgt, in dem die Arbeitsleistung erbracht wurde. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, dem Arbeitgeber unverzüglich nach Beginn der Beschäftigung eine Bankverbindung mitzuteilen.

(3) Geleistete Überstunden werden auf Basis des Stundenlohns mit der Vergütung für den jeweiligen Abrechnungsmonat ausbezahlt.

§ 5 Sozialversicherung, Steuern

(1) Der Arbeitnehmer hat in dem als Anlage 1 beigefügten Personaldatenstammblatt Angaben zu seinen persönlichen Verhältnissen und zu weiteren Beschäftigungen gemacht. Das Personaldatenstammblatt ist wesentlicher Bestandteil dieses Vertrages.

Die Parteien gehen unter Berücksichtigung dessen davon aus, dass es sich vorliegend um eine kurzfristige Beschäftigung im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV handelt und keine Sozialversicherungsbeiträge anfallen.
(2) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeitgeber die Aufnahme weiterer Beschäftigungen unverzüglich mitzuteilen.

Ggf. ergänzend

(3) Der Arbeitnehmer wird darüber unterrichtet, dass der Arbeitgeber von der Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, die Vergütung pauschal zu versteuern;
§ 6 Urlaub

(1) Der Erholungsurlaub des Arbeitnehmers beträgt       Arbeitstage je vollen Beschäftigungsmonat.

(2) Die zeitliche Lage des Urlaubs ist mit dem Arbeitgeber abzustimmen. Der Urlaub kann erst dann angetreten werden, wenn dieser vom Arbeitgeber genehmigt worden ist.

(3) Kann der Urlaub wegen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr gewährt werden, so ist er abzugelten.

§ 7 Arbeitsverhinderung

(1) Ist der Arbeitnehmer durch Krankheit oder aus sonstigen Gründen an der Arbeitsleistung verhindert, so hat er dem Arbeitgeber die Arbeitsverhinderung und deren voraussichtliche Dauer unverzüglich, noch vor Beschäftigungsbeginn mitzuteilen. 

(2) Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ist vor Ablauf des 3. Werktages nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer vorzulegen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung angegeben, so ist der Arbeitnehmer verpflichtet, unverzüglich eine neue ärztliche Bescheinigung einzureichen.

(3) Die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfalle richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen.

§ 8 Verschwiegenheitspflicht 

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, über alle betrieblichen Vorgänge, die ihm im Rahmen oder aus Anlass seiner Tätigkeit in der Firma zur Kenntnis gelangen, nach außen hin Still-schweigen zu bewahren. Diese Pflicht besteht auch nach dem Ausscheiden des Arbeit-nehmers aus dem Unternehmen fort.

§ 9 Ausschlussfristen

(1) Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb von 3 Monaten nach Fälligkeit gegenüber der anderen Vertragspartei in Textform geltend gemacht werden. 

Evtl. ergänzend

Lehnt die Gegenpartei den Anspruch ab oder erklärt sie sich nicht innerhalb von 3 Wochen nach der Geltendmachung des Anspruches, so verfällt dieser, wenn er nicht innerhalb von 3 Monaten nach der Ablehnung oder dem Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird.

(2) Absatz 1 gilt auch für solche Ansprüche, die mit dem Arbeitsverhältnis in Zusammenhang stehen.

(3) Absätze 1 und 2 gelten nicht bei

a. vorsätzlicher Pflichtverletzung,

b. Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Arbeitgebers oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Arbeitgebers beruhen,

c. Schäden, die auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Arbeitgebers oder auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Arbeitgebers beruhen und

d. für Ansprüche, soweit der Arbeitnehmer auf diese vertraglich nicht wirksam verzichten kann, insbesondere aus Betriebsvereinbarungen, bei Ansprüchen aus zwingend anwendbaren Tarifverträgen oder Ansprüchen auf zwingenden Mindestlohn, z.B. nach dem MiLoG, dem AEntG oder dem AÜG.
§ 10 Schlussbestimmungen

(1) Nebenabreden und Vertragsänderungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Dies gilt nicht für individuelle Vertragsabreden i. S. v. § 305b BGB mit einem vertretungsbefugten Vertreter des Arbeitgebers. Im Übrigen kann das Formerfordernis nicht durch mündliche Vereinbarung, konkludentes Verhalten oder stillschweigend außer Kraft gesetzt werden.

(2) Die etwaige Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht. 

(3) Auf das Arbeitsverhältnis finden ergänzend zu den Bestimmungen dieses Vertrages die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen Anwendung.

	     , den      
	
	

	
	
	

	     
	
	     

	(Unterschrift Arbeitgeber)
	
	(Unterschrift Arbeitnehmer)


Personaldatenstammblatt

für kurzfristig Beschäftigte 

